
Antrag GPA-02: Für eine solidarische, gerechte und zukunftsfähige 
Pf㘶ege
Antragsteller*in: AWO Präsidium
Status: angenommen
Sachgebiet: GPA - Gesundheit, Pf㘶ege & Alter

 1 …, dass die Arbeiterwohlfahrt sich weiterhin für eine solidarische, gerechte und 
 2 zukunftsfähige Pf㘶ege einsetzt.

 3 Dies umfasst einerseits den Einsatz für gesetzliche Rahmenbedingungen im Zuge der
 4 Lobbyarbeit auf Bundes- als auch auf Landesebene für eine umfassende Struktur- und
 5 Finanzreform der Pf㘶egeversicherung und andererseits die Weiterentwicklung von
 6 pf㘶egerischen Versorgungskonzepten und neuen Angeboten für pf㘶egebedürftige Menschen
 7 sowie deren An- und Zugehörige, insbesondere auch der Prävention und
 8 Gesundheitsförderung zu Vermeidung und/oder Linderung von Pf㘶egebedürftigkeit. Dies
 9 umfasst vor allem folgende Themen:
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Die Förderung, Einführung und regelhafte Finanzierung von präventiven und 
gesundheitsfördernden Leistungen der Pf㘶egeversicherung, um Pf㘶egebedürftigkeit
zu vermeiden, hinauszuzögern oder zu reduzieren.

Stärkung der Vereinbarkeit von Pf㘶ege und Beruf, durch die Einführung einer
Lohnersatzleistung analog des Elterngeldes zur besseren Unterstützung pf㘶egender
Angehöriger im Erwerbsleben.

Verbindliche Tarifbindung in der Pf㘶ege, indem die gesetzliche Voraussetzung für
Versorgungsverträge an einen Tarifvertrag geknüpft wird.

Gesetzliche Verankerung von Pf㘶ege als Bestandteil öffentlicher Daseinsvorsorge,
um die Gemeinnützigkeit zu stärken und die Renditeorientierung im Pf㘶egesektor
zurückzudrängen.

Die Übernahme der Investitionskosten durch die Länder, um pf㘶egebedürftige
Menschen sowie ihre An- und Zugehörige f㘶nanzielle zu entlasten

Einführung einer Pf㘶egebürgervollversicherung, die alle pf㘶egebedingten Kosten
abdeckt und solidarisch alle Berufsgruppen und Einkommensarten in die
Finanzierung einbezieht. Die Einführung soll schrittweise über eine Deckelung
des Eigenanteils erfolgen, ergänzt durch die Beteiligung der Privaten
Pf㘶egeversicherung am Risikostrukturausgleich, sowie eine Anhebung der
Beitragsbemessungsgrenze.

Die (Re-) Finanzierung gesamtgesellschaftlicher Aufgaben durch Bundeszuschüsse,
vor allem der rentenrechtlichen Absicherung von pf㘶egenden An- und Zugehörigen,
der Finanzierung der Pf㘶egeausbildung oder zuletzt die pandemiebedingten
Ausgaben für Covid 19

Einbindung von Pf㘶egeexpertise in Digitalisierung und Schaffung einer zentralen 
Daten- und Kommunikationsplattform für die Pf㘶ege zur Vermeidung digitaler
Bürokratisierung.

Die Entwicklung und Erprobung von pf㘶egerischen Versorgungskonzepten und neuen 
Angeboten in der AWO, die dem Charakter eines fachlichen Pf㘶egeverständnisses
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folgen und Anleitung, Edukation, Beratung sowie präventive und
gesundheitsfördernde Angebote und Strukturen für pf㘶egebedürftige Menschen als
auch für deren An- und Zugehörige stärken bzw. schaffen.

Die Absicherung der Wirtschaftlichkeit von Pf㘶egeeinrichtungen,durch eine
verlässliche, auskömmliche und dynamisierte Ref㘶nanzierung und den Abbau von
Bürokratie.

Begründung
Die Pf㘶ege in Deutschland steht vor tiefgreifenden Herausforderungen. Eine steigende Zahlen von 
pf㘶egebedürftigen Menschen steht, trotz steigender Beschäftigungszahlen, künftig nicht mehr genug 
Arbeitskräfte in der Pf㘶ege zur Verfügung. Die Schaffung attraktiver Arbeitsbedingungen zur Deckung des 
Personalmangels, z. B. durch eine bessere Personalausstattung und höhere Löhne für beruf㘶ich Pf㘶egende 
und der Anstieg von Pf㘶egebedürftigkeit führen zu steigenden Ausgaben der Pf㘶egeversicherung. 
Gleichzeitig wurden und werden der Pf㘶egeversicherung bzw. auch den Versicherten Kosten aufgebürdet, 
die gesamtgesellschaftlich aufgaben wären, wie die rentenrechtliche Absicherung von pf㘶egenden An- und 
Zugehörigen, die Finanzierung der Pf㘶egeausbildung, die Investitionskosten oder zuletzt die 
pandemiebedingten Ausgaben für Covid 19. Gleichzeitig nehmen, wie in anderen sozialen Bereiche auch in 
der Pf㘶ege die Stimmen zu, die  der Privatisierung des Lebensrisikos „Pf㘶egebedürftigkeit“ durch (noch) 
mehr Eigenleistung und private Vorsorge fordern und damit die Leistungen der Pf㘶egeversicherung 
einschränken wollen, was einer weiteren Kommerzialisierung der Pf㘶ege sowohl hinsichtlich der 
Pf㘶egeversicherung als auch der Leistungserbringung Vorschub leitet.

Eine solidarisch f㘶nanzierte Pf㘶egebürgervollversicherung steht dagegen soziale Gerechtigkeit. Die 
Rückbesinnung auf Gemeinnützigkeit und öffentliche Verantwortung ist notwendig, um Qualität, Teilhabe 
und Vertrauen zu sichern. Verbindliche Tarifverträge garantieren faire Löhne und gute Arbeitsbedingungen 
für alle und bauen Bürokratie im Rahmen der jährlichen Erhebung zum regional üblichen 
Entlohnungsniveau ab. Die Erweiterung heilkundlicher Kompetenzen stärkt die Profession Pf㘶ege, steigert 
die Attraktivität und macht Deutschland interessant für internationale Fachpersonen. Die Digitalisierung 
wiederum muss im Sinne der Pf㘶ege und für die Menschen erfolgen; sie darf nicht zu Mehraufwand führen 
und muss durch Einbezug von Pf㘶egeexpertise in die Entwicklung fachlich ausgerichtet sein. Schließlich ist 
die Vereinbarkeit von Pf㘶ege und Beruf ein zentrales gesellschaftliches Anliegen, das strukturell gestärkt 
werden muss – etwa durch die Einführung einer Lohnersatzleistung für pf㘶egende An- und Zugehörige.

Vor diesem Hintergrund sind die Forderungen der Arbeiterwohlfahrt (AWO) nicht nur notwendig, sondern 
dringend geboten, um eine solidarische, gerechte und zukunftsfähige Pf㘶ege sicherzustellen. Die AWO setzt 
sich daher auf Bundes- und Landesebene für gesetzliche Rahmenbedingungen ein, die eine umfassende 
Struktur- und Finanzreform der Pf㘶egeversicherung ermöglichen. Gleichzeitig verfolgt sie die 
Weiterentwicklung neuer pf㘶egerischer Versorgungskonzepte und Angebote für pf㘶egebedürftige Menschen 
und deren Angehörige – insbesondere in den Bereichen Prävention, Gesundheitsförderung und 
gemeinwohlorientierter Versorgung.

1. Prävention und Gesundheitsförderung in der Pf㘶egeversicherung

Pf㘶egebedürftigkeit lässt sich durch frühzeitige und gezielte Maßnahmen oft vermeiden, hinauszögern 
oder mildern. Die AWO fordert daher die systematische Förderung, Einführung und regelhafte 
Finanzierung präventiver und gesundheitsfördernder Leistungen durch die Pf㘶egeversicherung. Solche 
Maßnahmen erhalten die Selbstständigkeit, verbessern die Lebensqualität älterer Menschen und 
entlasten gleichzeitig pf㘶egende Angehörige sowie professionelle Pf㘶egekräfte. Die Stärkung präventiver 
Ansätze muss ein zentrales Ziel einer zukunftsfähigen Pf㘶egepolitik sein.

Bundeskonferenz 2025
Erfurt, 14.11.2025 - 16.11.2025



2. Vereinbarkeit von Pf㘶ege und Beruf durch Lohnersatzleistung

Pf㘶egende Angehörige leisten einen unverzichtbaren Beitrag zur Versorgung in Deutschland, geraten dabei 
aber häuf㘶g unter enormen f㘶nanziellen und beruf㘶ichen Druck. Die AWO fordert die Einführung einer 
Lohnersatzleistung analog zum Elterngeld, um die Vereinbarkeit von Pf㘶ege und Beruf zu stärken und 
nimmt damit den Empfehlungen des Unabhängigen Beirats zur Vereinbarkeit von Pf㘶ege und Beruf auf. 
Entsprechende Leistungen würde es Angehörigen ermöglichen, temporär aus dem Beruf auszusteigen 
oder Arbeitszeit zu reduzieren, ohne existenzielle Sorgen tragen zu müssen. Soziale Sicherheit für 
pf㘶egende Angehörige ist nicht nur eine Frage der Gerechtigkeit, sondern auch der Anerkennung ihrer 
gesellschaftlichen Leistung.

3. Verbindliche Tarifbindung in der Pf㘶ege

Faire Löhne und gute Arbeitsbedingungen sind unverzichtbar, um den Pf㘶egeberuf attraktiv zu machen und 
Fachkräfte zu binden. Die AWO fordert daher eine gesetzliche Regelung, wonach Versorgungsverträge mit 
Pf㘶egekassen nur noch mit Einrichtungen abgeschlossen werden dürfen, die tarifgebunden sind. Eine 
f㘶ächendeckende Tarifbindung beendet den ruinösen Wettbewerb über Lohnkosten, reduziert den 
Bürokratieaufwand der Entgeltverhandlungen und schafft langfristige Planungssicherheit für Träger, 
Beschäftigte und Pf㘶egebedürftige.

4. Pf㘶ege als Teil öffentlicher Daseinsvorsorge

Pf㘶ege muss wieder als öffentliche Aufgabe verstanden werden. Die gesetzliche Verankerung von Pf㘶ege als 
Bestandteil der Daseinsvorsorge ist notwendig, um die Kommerzialisierung des Sektors zurückzudrängen 
und die Gemeinnützigkeit zu stärken. Damit wird der Weg frei für mehr Transparenz, Qualität und 
Verlässlichkeit. Pf㘶egeeinrichtungen dürfen nicht länger renditeorientiert agieren – das Gemeinwohl muss 
wieder im Zentrum stehen

5. Übernahme der Investitionskosten durch die Länder

Die derzeitige Praxis, Investitionskosten durch die Pf㘶egebedürftigen selbst zu f㘶nanzieren, stellt eine 
massive f㘶nanzielle Belastung dar. Die AWO fordert, dass die Länder ihrer gesetzlichen Verantwortung 
nachkommen und die Investitionskosten stationärer Pf㘶egeeinrichtungen vollständig übernehmen. Dies 
würde Pf㘶egebedürftige sowie ihre Angehörigen spürbar entlasten und die Kosten der stationären Pf㘶ege 
kalkulierbarer und gerechter machen.

6. Einführung einer solidarischen Pf㘶egebürgervollversicherung

Die AWO setzt sich für die Einführung einer solidarisch f㘶nanzierten Pf㘶egebürgervollversicherung ein, die 
alle pf㘶egebedingten Kosten abdeckt. Die Finanzierung soll schrittweise erfolgen – über eine Deckelung 
der Eigenanteile, eine Beteiligung der privaten Pf㘶egeversicherung am Risikostrukturausgleich sowie eine 
Anhebung der Beitragsbemessungsgrenze. Die Einbeziehung aller Berufsgruppen und Einkommensarten 
macht das System gerechter und langfristig tragfähig. Eine Pf㘶egeversicherung, die tatsächliche Sicherheit 
bietet, ist Grundvoraussetzung für soziale Gerechtigkeit.

7. (Re-)Finanzierung gesamtgesellschaftlicher Aufgaben durch Bundeszuschüsse

Viele Leistungen im Pf㘶egesystem sind gesamtgesellschaftliche Aufgaben – etwa die rentenrechtliche 
Absicherung pf㘶egender Angehöriger, die Finanzierung der Pf㘶egeausbildung oder die pandemiebedingten 
Kosten der letzten Jahre. Diese Aufgaben dürfen nicht länger allein durch Beitragsmittel f㘶nanziert werden. 
Die AWO fordert eine dauerhafte, auskömmliche Ref㘶nanzierung dieser Aufgaben über Bundeszuschüsse, 
um die Pf㘶egeversicherung zu entlasten und ihren Kernauftrag wieder erfüllen zu können.

8. Digitalisierung in der Pf㘶ege unter Einbezug pf㘶egerischer Expertise

Die Digitalisierung bietet große Potenziale zur Entlastung der Pf㘶ege, darf aber nicht zur zusätzlichen 
Bürokratie führen. Die AWO fordert deshalb bspw. die Schaffung einer zentralen, sektorenübergreifenden 
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Daten- und Kommunikationsplattform für die Pf㘶ege. Bei allen Digitalisierungsbestrebungen ist darüber 
hinaus zu beachten, das pf㘶egerische und pf㘶egewissenschaftliche Expertise von Anfang an in die 
Entwicklung digitaler Anwendungen einf㘶ießt, der Nutzen von digitalen Anwendungen evaluiert wird und 
Digitalisierung nicht nur durch technische Möglichkeiten oder kommerziellen Interessen von Anbietern 
getrieben wird. Darüber hinaus ist zu beachten, dass Technikeinsatz immer nur pf㘶egeunterstützend und 
nicht -ersetzend sein kann. Nur so lässt sich sicherstellen, dass digitale Lösungen praktikabel, fachlich 
fundiert und entlastend wirken.

9. Entwicklung und Erprobung neuer pf㘶egerischer Versorgungskonzepte

Die AWO bekennt sich zur Weiterentwicklung innovativer und bedarfsgerechter Versorgungsstrukturen. Es 
braucht neue Konzepte, die Anleitung, Edukation, Beratung sowie präventive und gesundheitsfördernde 
Angebote stärker in den Fokus rücken – sowohl für pf㘶egebedürftige Menschen als auch für deren An- und 
Zugehörige. Diese Angebote müssen lokal verankert, Person-zentriert und an einem professionellen 
Pf㘶egeverständnis orientiert sein. Die AWO übernimmt hier Verantwortung und entwickelt eigene 
Modellprojekte, um zukunftsfähige Pf㘶egekonzepte zu erproben und zu etablieren.

10. Sicherung der Wirtschaftlichkeit von Pf㘶egeeinrichtungen durch auskömmliche Ref㘶nanzierung und 
entschlackte Verwaltungsprozesse

Die wirtschaftliche Stabilität von Pf㘶egeeinrichtungen ist eine Grundvoraussetzung für eine verlässliche, 
qualitätsorientierte und gemeinwohlorientierte Pf㘶egeversorgung. Steigende Personal-, Energie- und 
Sachkosten, komplexe Vergütungsverfahren sowie unzureichende Ref㘶nanzierungsmechanismen 
gefährden zunehmend die wirtschaftliche Tragfähigkeit vieler Träger – insbesondere der gemeinnützigen. 
Die AWO fordert daher eine gesetzlich verankerte, auskömmliche und dynamisierte Ref㘶nanzierung, die 
sich an den realen Kostenentwicklungen orientiert und Planungssicherheit schafft. Darüber hinaus 
braucht es gezielte Maßnahmen zur Entbürokratisierung, etwa durch die Vereinfachung von Antrags-, 
Verhandlungs- und Nachweisverfahren sowie die Bündelung und Standardisierung von Prüfvorgaben. 
Verwaltungsaufwand darf nicht auf Kosten von Pf㘶egezeit und Personalbindung gehen. Nur durch 
verlässliche Rahmenbedingungen und entschlackte Strukturen können Einrichtungen ihre Ressourcen 
wirksam für eine menschenwürdige Pf㘶ege einsetzen und langfristig wirtschaftlich arbeiten.
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